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Das Ende des Wachstums
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Deutschlands Bevölkerung hat begonnen zu schrumpfen. Zunächst sehr langsam, aber das wird sich in den kommenden Jahren und Jahrzehnten ändern. Hinter den bundesweiten Zahlen verbergen sich allerdings schon heute enorme regionale Verwerfungen: Die strukturschwachen Regionen des Landes verlieren mehr und mehr Menschen an die wirtschaftsstarken Räume, die vor allem im Süden der Republik liegen. Manche Gebiete in den neuen Bundesländern haben seit der Wende fast ein Drittel ihrer Einwohner verloren – ein Trend der sich nahezu ungebremst fortsetzt. Denn dort fehlen mittlerweile die jungen Menschen, die einmal Familien gründen könnten. 
Dummerweise hat der „Aufbau-Ost“ diesen demografischen Wandel, der bald nach dem Fall der Mauer absehbar war, so gut wie nicht berücksichtigt. Ortsumgehungen wurden gebaut, wo es heute nichts mehr zu umfahren gibt; Plattenbauten saniert, um sie anschließend mangels Bewohnern einzureißen. Über 2,5 Milliarden Euro flossen bis dato in die als „Wohnungsmarktbereinigung“ bezeichnete Tätigkeit der Abrissbagger, aber die kommen der Entwicklung nicht hinterher: Heute stehen in den neuen Ländern mehr Wohnungen leer als nach der Wende. 
Fast die gesamte Infrastruktur von Kläranlagen bis zu Kraftwerken wurde auf den neusten Stand gebracht. Die Multimilliardeninvestitionen haben der darbenden Bauindustrie ein paar schöne Jahre beschert, aber heute sitzen Kommunen und Länder auf überdimensionierten Rohren und Leitungen. Spaßbäder, Schulen oder Theater lassen sich einfach schließen, nicht aber lebensnotwendige Versorgungseinrichtungen. Die Betreiber von Wasser- oder Heizkraftwerken können ihre Kosten nicht parallel zu den sinkenden Einwohnerzahlen reduzieren, unter anderem, weil auf den Anlagen Abschreibungen von bis zu einem halben Jahrhundert lasten. Stadtwerke sitzen auf den Fixkosten, die etwa bei Abwassernetzen drei Viertel der Gesamtkosten ausmachen. Und sie müssen diese auf eine immer kleiner werdende Zahl von Nutzern umlegen. Die steigende Gebührenlast ist nicht gerade eine Einladung für potenzielle Zuzügler. 
Ländern und Gemeinden droht zudem eine Schuldenfalle, weil weniger Bürger auch weniger Steuern zahlen und weniger konsumieren – Arbeitslose und Rentner allemal. Sachsen-Anhalt hat es beispielsweise geschafft, binnen 14 Jahren Verbindlichkeiten von 18 Milliarden Euro aufzutürmen. Hinzu kommen die Schulden der Kommunen, die nach und nach handlungsunfähig werden. Wen es so hart getroffen hat, der braucht auf Besserung kaum zu hoffen: Die Kinderzahlen sind niedrig, die jungen Menschen sind abgewandert und die Alten geblieben. Neue Bewohner müssten schon vom Himmel fallen, um die Bevölkerungszahlen zu stabilisieren. Keine Subvention, kein EU-Strukturfonds und kein Solidarpakt vermag die Entwicklung umzudrehen. Die künstliche Beatmung wäre ebenso teuer wie sinn- und erfolglos. 
Westdeutsche Kommunen, vor allem in den dortigen Schrumpfgebieten des Ruhrgebietes und entlang der ehemals deutsch-deutschen Grenze - vom Harz bis ins Fichtelgebirge - sollten aus der Veränderung im Osten lernen. Ihnen droht zeitversetzt die gleiche Entwicklung, denn auch dort sind vor allem die Jungen und Qualifizierten abgewandert. Die Politik sollte sich bei Förderung und Raumplanung schleunigst auf erhaltenswerte Kernstädte oder Stadtteile konzentrieren. Brandenburg tut das bereits, denn in den hauptstadtfernen Gebieten verschwinden Arbeitsplätze und Bewohner schneller als die Behörden hinterher planen können. Nach den Vorstellungen des Potsdamer Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung soll die Zahl der Städte, in denen das Land bestimmte Angebote wie Krankenhäuser, Behörden, Bildungs- und Beratungseinrichtungen vorhält, von 153 auf nur mehr 63 reduziert werden. 
Diese Politik vollzieht lediglich nach, was die Menschen über eine Volksabstimmung mit den Füßen längst beschlossen haben. Denn die Bürger, nicht die Regierenden definieren, wo die „Leuchttürme“ der Zukunft stehen werden. Tatsächlich erleben Städte wie Jena, Weimar, Erfurt, Leipzig oder Dresden derzeit eine Art Renaissance. Dafür gibt es zwei Gründe: Erstens sind sie deutlich attraktiver geworden. Wohnraum ist billig, Schulen sind besser zu erreichen als auf dem ausblutenden Umland. Und zweitens merken die Menschen selbst, dass sie in den peripheren Dörfern und Kleinstädten langfristig kaum eine Chance haben. Die Leuchttürme sanieren sich so zwangsläufig zulasten der Fläche. Auch wenn es hart klingt: Die Politik sollte diesen Trend nicht aufhalten, sondern unterstützen. Und die Menschen ermuntern, in die Zentren zu ziehen. Nur wenn die Versorgungseinrichtungen dort einigermaßen kostendeckend zu betreiben sind, können auch die Bürger auf dem Land von ihnen langfristig profitieren. Diese Kommunen müssen alles daran setzen, familienfreundlich zu werden. Denn auch die Leuchttürme werden kollabieren, wenn die Kinderzahlen nicht wieder steigen. 

Dass bei diesen massiven demografischen Veränderungen die grundgesetzlich angemahnte „Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse“ auf der Strecke bleibt, liegt auf der Hand. Dieses Leitbild stammt aus einer Vergangenheit, als sich niemand vorstellen konnte, dass es mit dem Wachstum einmal ein Ende hat. Jeder, der in letzter Zeit einmal durch Vorpommern, Nordhessen oder die Lausitz gefahren ist, muss einsehen, dass das Wachstum dem Schrumpfen längst gewichen ist.
